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Werbeecken) einzurichten. Die Aufklärung der Jugend­
lichen und deren Eltern oder Erziehungsberechtigten 
hat in den Grundschulen bis zum letzten Schultag zu 
erfolgen.

Dabei dürfen die Schulabschlußprüfungen nicht ge­
stört werden. Die Werbekommissionen der volks­
eigenen und der ihnen gleichgestellten Betriebe laden 
die Eltern der Jugendlichen zu Aussprachen und zum 
Abschluß von Berufsausbildungsverträgen ein.

(10) Während der Schulferien ist die Aufklärungs- und 
Werbearbeit durch die Werbekommission in die zen­
tralen Pionierlager, Betriebsferienlager und örtlichen 
Ferienlager zu tragen.

§ 6
Aufgaben der Grundschulen

(1) Die Räte der Kreise, Abteilung Arbeit und Berufs­
ausbildung, haben über den Leiter der zuständigen Ab­
teilung Volksbildung die Zahlen der Schulabgänger aus 
allen Klassen der Grundschule, unterteilt nach männ­
lichen und weiblichen Schulabgängern, anzufordern.

(2) An Hand dieser Zahlen sind den Grundschulen 
vom Rat des Kreises, Abteilung Arbeit und Berufs­
ausbildung, die Berufsausbildungskarten (Schüler­
karten) zuzustellen. Sie bilden die Unterlagen für den 
Abschluß der Berufsausbildungsverträge.

(3) Die Berufsausbildungskarten sind von den Grund­
schulabgängern unter Anleitung der Lehrer auszufüllen 
und spätestens bis zum 15. Januar 1954 von den Grund­
schulen an den Rat des Kreises, Abteilung Arbeit und 
Berufsausbildung, zurückzusenden. Die Schulleiter sind 
für die Durchführung dieser Aufgabe verantwortlich.

Die der Berufsausbildungskarte anhängende Postkarte 
verbleibt bei dem Schulabgänger. Sie ist beim Abschluß 
des Berufsausbildungsvertrages dem Betrieb aus­
zuhändigen.

§ 7
Aufgaben der volkseigenen und der ihnen gleich­

gestellten Betriebe

(1) Die Leiter der Betriebe in der volkseigenen und der 
ihr gleichgestellten Wirtschaft sind für die Werbung der 
Jugendlichen entsprechend dem Plan der Berufsausbil­
dung innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches verant­
wortlich. Die Werbemaßnahmen und der Abschluß der 
Berufsausbildungsverträge sind von den Betrieben 
durchzuführen.

(2) Die Betriebe haben mit dem Rat des Kreises, 
Abteilung Arbeit und Berufsausbildung, zusammen­

zuarbeiten. Auf der Grundlage des Arbeitsplanes der 
Kreiskommissionen haben die Betriebe einen Arbeits­
plan zur Erfüllung des Planes der Berufsausbildung 
auszuarbeiten.

(3) In den Betrieben sind unter Anleitung der Betriebs­
leiter Kommissionen zur Erfüllung des Planes der 
Berufsausbildung zu bilden. Die Betriebskommissionen 
haben die Aufgabe, breite Kreise der Belegschaft für 
die Mithilfe -bei der Erfüllung des Planes der Berufs­
ausbildung zu gewinnen und den Betriebsleitungen bei 
der Durchführung dieser Aufgaben zu helfen.

Die Kommission ist nicht berechtigt, Elternversamm­
lungen außerhalb des Betriebes in den Grundschulen 
durchzuführen. Wohl können, falls es erforderlich ist, 
in Verbindung mit dem Schulleiter der Grundschule

Elternversammlungen im Betrieb durchgeführt werden. 
Die Kommission arbeitet innerbetrieblich an der Auf­
klärung und Gewinnung der Belegschaft zur Mithilfe 
bei der Erfüllung des Planes der Berufsausbildung. Sie 
organisiert die Sichtagitation, Ausstellungen, gibt Hand­
zettel und Werbebroschüren usw. heraus, unterstützt 
die technischen Arbeitsgemeinschaften der Jungen 
Pioniere und berichtet ständig dem Direktor des 
Betriebes über den Stand der Planerfüllung.

(4) Mitglieder der Betriebskommission sind:
a) der Leiter der Abteilung Arbeit,
b) der Leiter der Ausbildungsstätte,
c) ein Vertreter der FDJ-Betriebsgruppe,

d) ein Vertreter der Betriebsgewerkschaftsleitung,

e) eine Vertreterin des Frauenausschusses.

Den Vorsitz der Betriebskommission führt der Leiter 
der Abteilung Arbeit des Betriebes.

(5) In den Betrieben, die nur wenige Lehrlinge auf­
zunehmen haben, kann von der Bildung einer Betriebs­
kommission abgesehen werden, wenn die Abteilung 
Arbeit des Betriebes in der Lage ist, die erforderlichen 
Aufgaben selbst durchzuführen.

(6) Die Betriebsleiter sind ihrem Ministerium oder 
Staatssekretariat und der Abteilung Arbeit und Berufs­
ausbildung beim Rat des Kreises gegenüber in allen 
Fragen der Erfüllung des Planes der Berufsausbildung 
berichterstattungspflichtig.

§ 8
Aufgaben der privaten Wirtschaft bei der Erfüllung des 

Planes der Berufsausbildung

(1) Für die Durchführung der Aufgaben bei der Er­
füllung des Planes der Berufsausbildung in der privaten 
Wirtschaft bedarf es der Unterstützung des Rates des 
Kreises, Abteilung Arbeit und Berufsausbildung, durch 
die VdgB (BHG), Handwerkskammern und Industrie- 
und Handelskammern. Es ist notwendig, daß die VdgB 
(BHG), Handwerkskammern und Industrie- und Han­
delskammern den Räten der Kreise und Bezirke, Abtei­
lung Arbeit und Berufsausbildung, ständig über die 
Durchführung der Werbung und den Abschluß der 
Berufsausbildungsverträge berichten.

(2) Der Rat des Kreises, Abteilung Arbeit und Berufs­
ausbildung, unterstützt die VdgB (BHG), Handwerks­
kammern und Industrie- und Handelskammern bei der 
Werbung der Jugendlichen. Bei der Werbung für die 
volkswirtschaftlich wichtigsten Berufe in der privaten 
Wirtschaft sind die Kammern anzuleiten, Werbe- und 
Aufklärungsmaßnahmen selbst durchzuführen.

(3) Die Handwerksmeister und Inhaber von Privat­
betrieben sind durch die Kreisgeschäftsstellen der Hand­
werkskammern oder Industrie- und Handelskammern 
in den von den Kammern einzuberufenden Versamm­
lungen über die zur Werbung und zum Abschluß von 
Berufsausbildungsverträgen notwendigen Aufgaben auf­
zuklären.

(4) Für die Erfüllung des Planes der Berufsausbildung 
in der privaten Wirtschaft und für die Anleitung und 
Kontrolle der Betriebe ist der Rat des Kreises, Abteilung 
Arbeit und Berufsausbildung, verantwortlich.


